
Rheinisches Ärzteblatt 7/2006 13

T H E M A
1 0 9 .  D e u t s c h e r  Ä r z t e t a g

Psychische Erkrankungen ge-
hören heute schon zu den häu-
figsten Gesundheitsstörungen

und werden nach Erkenntnissen von
Experten zukünftig noch verstärkt
zu einem gesellschaftlichen und 
gesundheitsökonomischen Problem.
Depressionen, Angststörungen, Schi-
zophrenie und Suchtkrankheiten sind
in Deutschland mittlerweile die häu-
figsten Ursachen für Arbeitsunfä-
higkeit und Frühberentung.

Stigma verhindert optimale 
Behandlung

Obwohl sich die Therapie der Pa-
tienten mit psychischen Erkrankun-
gen in den beiden letzten Jahrzehnten
entscheidend verbessert habe, seien
Patienten und deren Angehörige
auch heute noch Stigmatisierungen
und Diskriminierungen ausgesetzt,
beklagt Professor Dr. Norman Sarto-
rius, Wissenschaftlicher Direktor des
Weltprogramms gegen Stigma und
Diskriminierung der World Psychia-
tric Association in Genf. Schuldzu-
weisungen gegenüber psychisch
Kranken, eine verzerrte Darstellung
von psychisch Kranken in den Me-
dien und direkte Diskriminierungen
in der Arbeitswelt führten immer
mehr Betroffene in die soziale Isola-
tion und seien mitverantwortlich für
die Chronifizierung psychischer Er-
krankungen, so Sartorius beim 109.
Deutschen Ärztetag. Dieser hat dem
Thema „Behandlung von Menschen
mit psychischen und psychosomati-
schen Erkrankungen: Gegen Stigma-
tisierung – für Stärkung der ärztli-
chen Psychotherapie“ einen eigenen
Tagesordnungspunkt gewidmet.

„Die öffentliche Stigmatisierung
führt dazu, dass ein Teil von Patienten

aus Scham wegen einer psychischen
Erkrankung zu spät oder keine ärztli-
che Hilfe in Anspruch nimmt“, sagte
Professor Dr. Wolfgang Gaebel, Di-
rektor der Klinik für Psychiatrie und
Psychotherapie der Universität Düs-
seldorf. International und national
werde daher die Bekämpfung von
Stigmatisierung und Diskriminierung
als ein zentrales Ziel in der Versor-
gung und Behandlung psychisch Er-
krankter angesehen.

In den Beschlussanträgen forder-
ten die Delegierten des Ärztetages
den Gesetzgeber auf, dafür Sorge zu
tragen, dass die Gleichstellung und
Gleichbehandlung psychisch Kran-
ker in allen Bereichen des öffentli-
chen Lebens gewährleistet sein müs-
se. Die privaten Krankenversiche-
rer, Lebensversicherer und Berufs-
unfähigkeitsversicherer werden auf-
gefordert, ihre bisherigen restrikti-
ven Aufnahmevoraussetzungen ins-
besondere bei Menschen aufzuge-
ben, die bereits eine Psychotherapie
in ihrer Anamnese aufweisen oder
von einer psychischen Krankheit be-
troffen waren und geheilt sind. Sie
dürften nicht gegenüber anderen
Kranken benachteiligt werden.

Darüber hinaus verlangten die De-
legierten von Krankenkassen und
Kassenärztlichen Vereinigungen, den
Paragraphen 27 Absatz 1 Satz 3 im So-
zialgesetzbuch V besonders zu beach-
ten. Mit zusätzlichen Mitteln im Rah-
men oder außerhalb der Gesamtver-
gütung müsse die Versorgung durch
Vertragsärzte verbessert werden.

Stärkung der ärztlichen 
Psychotherapie 

Dr. Astrid Bühren, Vorstands-
mitglied der Bundesärztekammer,

beschrieb in diesem Zusammen-
hang die sich verschlechternde Si-
tuation der ärztlichen psychothera-
peutischen Versorgung im niederge-
lassenen Bereich. Abgesehen von
einer höchst unterschiedlichen Ver-
sorgungsdichte gebe es erhebliche
Vergütungsprobleme.

So erhielten ärztliche Psychothe-
rapeuten und Psychiater, die unter
90 Prozent antrags- und genehmi-
gungspflichtige psychotherapeuti-
sche Leistungen erbringen, keinen
gestützten festen Punktwert, was ei-
nen erheblichen Honorarverlust zur
Folge habe. Diese schlechte Hono-
rierung der Richtlinienpsychothera-
pie in der fach- und allgemeinärztli-
chen Versorgung führe zum Aus-
sterben der in die ärztliche Praxis
integrierten Psychotherapie.

Das dadurch entstehende Versor-
gungsproblem verschärfe sich durch
den massiven Bettenabbau in den Kli-
niken. Durch die massive Verkürzung
der stationären Aufenthaltsdauer in
psychiatrisch-psychotherapeutischen
Kliniken seien die anschließend am-
bulant zu behandelnden Patienten
jetzt im Durchschnitt schwerer krank
und benötigten mehr psychosoziale,
medikamentöse und psychotherapeu-
tische Leistungen. Der Ärztetag for-
dert von der Kassenärztlichen Bun-
desvereinigung, die finanzielle Be-
nachteiligung der nicht überwiegend
psychotherapeutisch tätigen ärztli-
chen Psychotherapeuten aufzuheben.

Sicherung ambulanter ärztlicher 
Psychotherapie

Außerdem soll der Vorstand der
Bundesärztekammer nach einem
Ärztetagsbeschluss mit dem Gesetz-
geber dahingehend verhandeln, dass
die nach dem 31. Dezember 2008 
entsprechend dem § 101 Abschnitt 4
SGB V zur Aufrechterhaltung der
Versorgung durch Psychologische
Psychotherapeuten zu besetzenden
ärztlichen Kontingentplätze – 40 Pro-
zent der Psychotherapeutensitze ste-
hen derzeit für Ärzte zur Verfügung –
im Falle der späteren Nachbesetzung
Vertragsarztsitze für ärztliche Psy-
chotherapeuten bleiben.

Aktiv gegen Stigma
Ärztetag setzt sich für die Entstigmatisierung psychischer
Erkrankungen ein und fordert deutliches Engagement 
für die ärztliche Psychotherapie
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